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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht über die Erfahrungen mit der Studentenwohnraumförderung 
nach den Richtlinien des Bundes und der Länder 


Vorbemerkung 

In seiner 106. Sitzung am 11. Juni 1974 hat der 
Deutsche Bundestag auf Grund eines Entschließungs- 
antrages des Ausschusses für Bildung und Wissen- 
schaft vom 24. April 1974 unter anderem beschlos- 
sen (Drucksache 7/2159): 

die Bundesregierung aufzufordern, bis zum Ende 
des Jahres 1975 über die Erfahrungen mit der 
Studentenwohnraumförderung nach den Richt- 
linien des Bundes und der Länder zu berichten 
und in diesem Bericht zu prüfen, ob eine den Be- 
dürfnissen der Studentenwohnraumförderung ge- 
recht werdende Änderung des Hochschulbauförde- 
rungsgesetzes zweckmäßig und möglich ist. 

Nachstehend wird über die Erfahrungen mit der 
Studentenwohnraumförderung berichtet. 

Die 1972 in Kraft getretenen Richtlinien des Bundes 
und der Länder für die Studentenwohnraumförde- 
rung (künftig: Richtlinien genannt) haben sich in der 
Förderungspraxis bewährt. Die Richtlinien führten 
zu einer wesentlichen Verbesserung der Förderung 
der einzelnen Objekte, zur vermehrten Berücksich- 
tigung der Belange sozial schwächer gestellter Stu- 
denten und in Verbindung mit einem verstärkten 
Einsatz von Mitteln des Bundes und der Länder zu 
einer erheblichen Erweiterung des Studentenwohn- 
raumbaus insgesamt. 

Von 1971, dem letzten Jahr vor Inkrattreten der 
Richtlinien, bis heute konnte die Zahl der jährlich 


fertiggestellten Wohnraumplätze für Studenten mehr 
als verfünffacht werden. 


Zunahme der Wohnraumplätze 


Bestand an Plätzen 

jährlicher Zuwachs 

1. Januar 1971 

56 684 

1971 

1 937 

1. Januar 1972 

58 621 

1972 

4 118 

1. Januar 1973 

62 739 

1973 

8 154 

1. Januar 1974 

70 893 

1974 

9 426 

1. Januar 1975 

80 319 

1975 

10 800*) 

1. Januar 1976 

91 119*) 




•) geschätzte Zahl 


Obwohl die Studentenzahlen in den letzten Jahren 
außerordentlich anstiegen, nahm die Zahl der Wohn- 
raumplätze so zu, daß die Unterbringungsquote von 
Studenten in staatlich gefördertem Studentenwohn- 
raum nach einem Absinken bis zum Wintersemester 
1972 auf 9,5 ®/o im Wintersemester 1975 auf 10,8 Vo 
gesteigert werden konnte. Durch diesen Ausbau, 
aber auch infolge der allgemeinen Entspannung auf 
dem Wohnungsmarkt verringerte sich die studen- 
tische Wohnungsnot an vielen Hochschulorten. 
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Entwicklung der Unterbringungsquote 


Jahr 

(jeweils Winter- 
semester) 

Studentenzahl 
in Tausend 

Unterbringungs- 
quote in ®/o 

1971 

597,8 

9,8 

1972 

661,5 

9,5 

1973 

732,9 

9,7 

1974 

788,4 ♦) 

10,2 *) 

1975 

842,5 **) 

10,8 **) 


*) vorläufige Zahl 
**) geschätzte Zahl 


Besonders hervorzuheben ist, daß auch mit dem Bau 
von drei Wohnheimen für sdiwerkörperbehinderte 
Studenten begonnen werden konnte (vgl. S. 3). 

Seit 1970 wurden die Bundesmittel für die Studen- 
tenwohnraumförderung fast um das Achtfache er- 
höht. Die Ausgaben stiegen von 17,6 Millionen DM 
im Jahre 1970 auf rd, 145 Millionen DM im laufen- 
den Jahr. Die Länder stellten entsprechende Mittel 
zur Verfügung. 


Ausgaben des Bundes 
in Millionen DM 


1970 

17,6 

1971 

34,2 

1972 

58,9 

1973 

112,5 

1974 

108,9 

1975 

145,0*) 


•) geschätzte Zahl 

Die großen Leistungen von Bund und Ländern im 
Studentenwohnraumbau seit Inkrafttreten der ge- 
meinsamen Richtlinien im Jahre 1972, die in glei- 
chem Maße künftig allerdings nicht fortgesetzt wer- 
den können, zeigen — ebenso wie die Leistungen 
im Bereich der Ausbildungsförderung — daß paral- 
lel zum außergewöhnlich starken Hochschulausbau 
in den letzten Jahren die soziale Sicherung der Stu- 
denten entsprechend entwickelt wurde. 

Im folgenden werden die wesentlichen in den Richt- 
linien getroffenen Regelungen für den Studenten- 
wohnraumbau und die jeweils gewonnenen Erfah- 
rungen dargestellt. 


Umfang und Art der Leistungen bei der Förderung 
im Einzeifail 

Nach den bis zum Inkrafttreten der neuen Richt- 
linien maßgebenden Richtlinien für den Bundes- 
jugendplan mußte der Träger mindestens 20 Vo der 
Mittel für die Errichtung eines Studentenwohnheims 
aufbringen. Sehr häufig konnten sich die Träger 
einen Teil dieser Mittel nur durch Darlehensauf- 
nahme auf dem Kapitalmarkt beschaffen. Auch die 
Leistungen des Bundes und der Länder wurden zum 
Teil als Darlehen gegeben. Zinsen und Darlehens- 
rückzahlungen führten zu hohen Mietbelastungen, 
die von den Studenten kaum getragen werden konn- 
ten. Die Konsequenz dieser Lage war, daß es immer 
schwieriger wurde, Träger für Vorhaben der Stu- 
dentenwohnraumschaffung zu finden. 

Die neuen Richtlinien haben Umfang und Art der 
Leistungen des Bundes und der Länder wesentlich 
verbessert. Um den erforderlichen Anreiz zur Über- 
nahme der Trägerschaft zu verstärken, wird grund- 
sätzlich nicht mehr eine bestimmte finanzielle Be- 
teiligungsquote gefordert, sondern nur ein angemes- 
sener Beitrag, der in der Regel erheblich unter 10 ®/o 
liegt. Nur bei nicht gemeinnützigen privaten Trä- 
gern — um diese Gruppe erweiterten die Richtlinien 
die Förderungsmöglichkeit, um mehr Träger zu fin- 
den — wird eine Eigenleistung von mindestens 
10% gefordert. Die Leistungen des Bundes und der 
Länder werden darüber hinaus in der Regel als 
nicht rückzahlbare Zuschüsse gewährt. 

Diese Verbesserungen haben sich bewährt. Es gibt 
wieder genügend Wohnraumträger, und zwar so- 
wohl im. Kreis der Studentenwerke als auch in zu- 
nehmendem Maße im Bereich der freien Träger. 
Gleichzeitig sichern diese Leistungsverbesserungen, 
daß die Mieten sozial tragbar bleiben auch ohne 
laufende Öffentliche Zuschüsse für den Betrieb und 
die Instandhaltung des Wohnraums. 

Sozial tragbaren Mieten wird in den Richtlinien be- 
sondere Bedeutung beigemessen. Der Mietfestwert 
(fixe Kosten ohne Verbrauchsumlagen) soll 15% 
des Förderungshöchstsatzes nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz in der jeweils gültigen Fas- 
sung nicht überschreiten. Der Förderungshöchstsatz 
beträgt zur Zeit monatlich 500 DM, der Mietfestwert 
also 75 DM. Hinzu kommen die Verbrauchsum- 
lagen für Strom, Wasser, Heizung, Reinigung usw. 
Darüber hinaus ist bestimmt, daß der Mietzinsanteil, 
der auf die Überlassung des Wohnleerraums ent- 
fällt, höchstens den Betrag ausmachen darf, der bei 
entsprechender Anwendung der Mietpreis- und 
Mietpreisberechnungsvorschriften für öffentlich ge- 
förderten Wohnraum zulässig ist. Beabsichtigte 
Mieterhöhungen bedürfen der Anzeige an das Land, 
Träger ohne gemeinnützige Zwecksetzung müssen 
die Zustimmung des Landes einholen. Für die nach 
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den neuen Richtlinien geschaffenen Plätze liegt die 
monatliche Miete zur Zeit einschließlich aller Neben- 
kosten zwischen 120 DM und 130 DM. Sie liegt da- 
mit nicht unerheblich unter der durchschnittlichen 
Miete, die für vergleichbare Zimmer auf dem priva- 
ten Zimmermarkt gefordert wird. An einzelnen Or- 
ten sind die durchschnittlichen Mieten auf dem pri- 
vaten Zimmermarkt auch erheblich höher. Nach 
einer Erhebung des Studentenwerks München be- 
trug die durchschnittliche Monatsmiete im Sommer- 
semester 1974 176 DM. 

Wie positiv sich die Richtlinien ausgewirkt haben, 
zeigt sich insbesondere an der Entwicklung der 
Kosten. Von 1972 bis heute konnten die Gesamt- 
kosten je neu geschaffenen Wohnplatz um rd. 8 Vo 
gesenkt werden. Im selben Zeitraum stieg der allge- 
meine Baupreisindex um rd. 17 ®/o. 


Gesamtkosten je Platz 
neu geschaffenen Studentenwohnraums 


1972 

28 949 

DM 

1973 

27 118 

DM 

1974 

26 767 

DM 

1975 

26 609 

DM. 


Die Ursache für diesen beachtlichen Erfolg ist ein 
System von Vorgaben für den Wohnheimbau und 
von Anreizen, kostengünstig zu bauen. Ebenfalls 
dazu beigetragen hat der vom Bund ausgeschriebene 
internationale Bauwettbewerb „Wohnungen für Stu- 
denten". 


Das Richtwertsystem 

Um eine sparsame und zweckorientierte Ausgaben- 
gestaltung sicherzustellen, haben Bund und Länder 
in den Richtlinien Flächen- und Kostenrichtwerte so- 
wie qualitative Mindestanforderungen für Studen- 
tenwohnheime festgelegt. Das Richtwertsystem gibt 
die Mindestflächen für einen Wohnplatz, die dazu 
gehörenden Ausstattungsstandards und die Ober- 
grenzen für die Kosten pro Wohnplatz vor: es nutzt 
im übrigen zugleich die Kräfte des Wettbewerbs er- 
werbswirtschaftlicher Unternehmer. Die Anwendung 
der Richtwerte fordert von Architekten und Bau- 
herren rechtzeitige und kostenorientierte Planungs- 
entscheidungen und die Erprobung alternativer Lö- 
sungsmöglichkeiten. Nach dem Flächenrichtwert be- 
trägt die Gesamtfläche pro Studentenwohnplatz ca. 
24 qm Nettogrundrißfläche. Darin sind Flächen für 
Individualräume mit mindestens 12 qm ebenso wie 
Flächen für Duschen, Toiletten, Gemeinschaftsräume, 
Wirtschafts- und Verwaltungsräume sowie Ver- 
kehrsflächen anteilig enthalten. 

Die Flächenrichtwerte werden ergänzt durch Kosten- 
richtwerte, die alle Kosten, die zur Erstellung eines 
funktionsfähigen Wohnplatzes notwendig sind, ein- 
schließlich Ausstattung und Möblierung umfassen. 
Nicht in die Kostenrichtwerte eingeschlossen sind 


lediglich die durch den Standort bedingten Kosten 
für Sonderfaktoren: Grundstück, Erschließung, 
Außenanlagen, Einstellplätze für Kraftfahrzeuge und 
besondere Baukonstruktionen. Die Kostenrichtwerte 
wurden im Februar 1972 auf 21 000 DM pro Wohn- 
platz festgelegt. Sie sind bis heute in dieser Höhe 
gültig. Die Kosten der Sonderfaktoren je Einzel- 
wohnplatz stagnieren derzeit bei 5 500 bis 5 600 DM. 
In den letzten Jahren waren sie mit Ausnahme der 
Grundstückskosten sogar rückläufig. 

Das Richtwertsystem enthält folgende Anreize für 
schnelles und kostensparendes Bauen: Bleiben die 
Kosten der Baumaßnahme unter den Richtwerten, 
so kann die Bundesförderung dennoch bis zu 50 ^/o 
der nach den Richtwerten berechneten Bau- und Ein- 
richtungskosten betragen. Andererseits muß ein 
Land, das Eundesmittel für ein Vorhaben mit Bau- 
kosten oberhalb der Richtwertgrenze in Anspruch 
nimmt, die infolge der Überschreitung entstehenden 
Mehrausgaben voll aus eigenen Mitteln tragen. Bei 
kostengünstigem Bauen ist es also möglich, eine 
Bundesbeteiligung zu erzielen, die höher liegt als 
50 o/o. 

Der Bund bemüht sich über die normativen Vor- 
gaben hinaus, die Zielsetzung der Richtlinien an 
praktischen Beispielen deutlich zu machen und Inno- 
vationen zu fördern. Deshalb hat er im Jahre 
1973/74 gemeinsam mit einigen Ländern und Studen- 
tenwerken den bereits erwähnten internationalen 
offenen Bauwettbewerb „Wohnungen für Studen- 
ten" durchgeführt. Die Ergebnisse des Wettbewerbs 
machen deutlich, daß sich die Forderungen nach 
hoher Wohnqualität, neuen Wohnformen, guter und 
ideenreicher Architektur (keine Wohnsilos) durch- 
aus mit der Einhaltung von Richtwerten und Kosten- 
obergrenzen verbinden lassen. 

Voraussetzung für das Gelingen war unter anderem 
die Verwendung von Bausystemen, die auf typisier- 
ten Elementen aufbauen, sowie die enge Koopera- 
tion und das gemeinsame Festpreisangebot von Bau- 
firmen und Architekten. Zwei der Demonstrativvor- 
haben, die in Krefeld und Oldenburg errichtet wur- 
den, konnten nach zehnmonatiger Bauzeit bereits 
zum Wintersemester dieses Jahres bezogen werden. 
Das dritte Demonstrativvorhaben in Nürnberg wird 
Anfang 1976 eingeweiht werden. 


Besondere Berücksichtigung sozial schwächer 
gestellter Studenten 

Die Richtlinien sehen vor, daß bei der Aufnahme in 
ein Studentenwohnheim vor allem sozial schwächer 
gestellte, körperbehinderte und in angemessener 
Zahl ausländische Studenten (insbesondere aus Ent- 
wicklungsländern) berücksichtigt werden. An jedem 
Hochschulort soll für verheiratete Studenten ein an- 
gemessener Teil der Wohnheimplätze geeignet sein. 
Für den Bau von Wohnplätzen für körperbehinderte 
Studenten gelten die Flächen- und Kostenrichtwerte 
nicht. Für den Bau von Wohnplätzen für Ehepaare 
ist der Kostenrichtwert für Einzelwohnplätze (21 000 
DM) verdoppelt worden (42 000 DM). 
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Für schwer körperbehinderte Studenten sind zur Zeit 
nach den Richtlinien geförderte Heime in Regens- 
burg, Darmstadt und Hannover im Bau. Ein weiteres 
Heim mit Plätzen für schwer körperbehinderte Stu- 
denten ist im Zusammenhang mit dem Bau der 
Modelleinrichtung „Haus der Behinderten" in Bonn 
geplant. Diese Heime werden mit allen notwendigen 
Spezial- und Pflegeeinrichtungen für Schwerbehin- 
derte ausgestattet. Sie sind auf Grund der mehr- 
jährigen Erfahrungen mit dem ersten Studenten- 
wohnheim für Schwerbehinderte, dem Biesalski- 
Haus in Marburg, im Interesse der Integration der 
Schwerbehinderten für eine gemischte Belegung mit 
nichtbehinderten Studenten vorgesehen. 

Als angemessen sehen die Richtlinin eine Belegung 
von 10 Vo der Wohnplätze mit ausländischen Studen- 
ten an. Dieser Anteil ist jetzt bereits überschritten. 
Von den Anfang dieses Jahres vorhandenen 80 314 
Wohnplätzen belegten Ausländer 10 147 Plätze. 

Für verheiratete Studenten — ihr Anteil an der 
Studentenschaft stieg von 1967/68 bis 1973 von 11,1 
auf 19,3 — konnten nach den neuen Richtlinien 

bereits rd. 3 000 Wohnplätze geschaffen werden. Vor 
Inkrafttreten der Richtlinien wurde Wohnraum für 
diesen Kreis von Studenten nur in sehr begrenztem 
Umfang gefördert. 

Insgesamt gesehen kann also festgestellt werden, 
daß sich die Richtlinien auch insoweit bewährt ha- 
ben, als ihre Forderung nach besonderer Berück- 
sichtigung sozial schwächer gestellter Studenten ver- 
wirklicht werden konnte. 


Ist eine Einbeziehung der Studentenwohnraum- 
förderung in das Hochschulbauförderungsgesetz 
zweckmäßig und möglich? 

Im Hinblidc auf den eingangs genannten Beschluß 
des Deutschen Bundestages wird zu dieser Frage 
Stellung genommen. 

Die gemeisnamen Richtlinien von Bund und Ländern 
haben sich als Grundlage der Studentenwohnraum- 
förderung, wie vorstehend dargestellt, sehr bewährt. 
Schon deshalb erscheint eine Änderung der recht- 
lichen Grundlagen der Förderung durch ihre 
Einbeziehung in das Hochschulbauförderungsgesetz 
(HBFG) nicht zweckmäßig. 

Einer Einbeziehung steht aber auch entgegen, daß 
die Hochschulbauförderung und die Studentenwohn- 
raumförderung in ihren Motiven und Zielen zum 
Teil unterschiedliche Schwerpunkte haben. Während 
die Schwerpunkte der Hochschulbauförderung im Be- 
reich der Bildungs- und Hochschulpolitik liegen, tritt 
bei der Studentenwohnraumförderung die sozial- 
politische Aufgabe ins Blickfeld. Das zeigt sich nicht 
nur bei der dargestellten besonderen Berücksichti- 
gung sozial schwächer gestellter Studenten, sondern 
zum Beispiel auch darin, daß der Kreis der Hoch- 


schulen, deren Studenten in die Wohnraumförde- 
rung einbezogen sind, grundsätzlich unbeschränkt 
ist, die Förderung einer Hochschule nach dem HBFG 
aber die besondere Aufnahme der Hochschule in 
eine Anlage zum Gesetz (Hochschulverzeichnis) vor- 
aussetzt, die nur erfolgt, wenn sie wegen der Be- 
deutung der Hochschule für die Gesamtheit hoch- 
schulpolitisch erforderlich ist (§ 4 Abs. 2 HBFG), 

Im übrigen wäre die Einbeziehung der Studenten- 
wohnraumförderung in das HBFG nicht zweckmäßig, 
sie würde vermutlich auch zu einer Verschlechterung 
der Förderung führen. Das gilt insbesondeie für 
folgende Punkte: 

— Wie bereits dargestellt, ist der Kreis der Hoch- 
schulen, deren Studenten in die Wohnraumförde- 
rung einbezogen sind, grundsätzlich unbe- 
schränkt, also größer als der Kreis der Hoch- 
schulen, die nach dem HBFG gefördert werden. 
Eine Einbeziehung in das HBFG würde also für 
einen Teil der Studenten die Studentenwohn- 
raumförderung ausschließen. 

— Die jetzige Regelung der Studentenwohnraum- 
förderung ist sehr flexibel und kann schnell 
neuen Bedingungen angepaßt werden. Als sich 
z. B. zeigte, daß die Richtlinien keine bedarfs- 
gerechte Berücksichtigung von Ehepaar- Apparte- 
ments — vor allem für Ehepaare mit Kindern — 
vorsaheri, konnten sie in einer Bund-Länder- 
Sitzung mit sofortiger Wirkung geändert werden. 
Eine gesetzliche Regelung der Förderung durch 
Einbeziehung in das HBFG würde eine derartige 
Flexibilität und schnelle Reaktion, wie sie auch 
z. B. bei Veränderungen auf dem Wohnungs- 
markt notwendig werden könnte, nicht mehr 
zulassen. 

— Als Anreiz, kostengünstig zu bauen, hat sich sehr 
bewährt, daß der Bund auch dann 50 Vo der 
Richtwertkosten tragen kann, wenn die tatsäch- 
lichen Kosten unterhalb des Richtwertes bleiben. 
Entsprechend hat sich das Pauschbetragsverfah- 
ren bewährt, nach dem der Bund zur Zeit 12 000 
DM pro Wohnplatz zahlt, sich aber nicht, im 
Unterschied zur Erstattung von 50 Vo der Richt- 
wertkosten, zusätzlich an den Kosten der Sonder- 
faktoren (Grundstück, Erschließung, besondere 
Baukonstruktion, Kraftfahrzeugeinstellplätze, Au- 
ßenanlagen) beteiligt. Da das HBFG aufgrund der 
Regelung in Artikel 91 a GG von einer je hälfti- 
gen Finanzierung durch Bund und Länder aus- 
geht, müßten bei einer Einbeziehung der Studen- 
tenwohnraumförderung in das HBFG die genann- 
ten Finanzierungssysteme der Wohnraumförde- 
rung entfallen. 

Diese Flexibilität und kostensenkende Wirkung der 
derzeitigen Regelung der Studentenwohnraumförde- 
rung aufgrund der Bund-Länder-Richtlinien wäre 
auch bei Einbeziehung in das HBFG nur dann zu 
erhalten, wenn dieses Gesetz entsprechende struk- 
turelle Änderungen erführe. 
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